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Einleitung 

A. Problem- und Zielstellung 
A. Problem- und Zielstellung 
Als „Irrgarten rechtlicher Normen“ und „Netz von Vorschriften, das höchst 
unübersichtlich und nicht leicht zu durchschauen ist“ beschrieb Wolfgang 
Gloy das Recht geographischer Herkunftsangaben im Jahr 1996.1 Abgenom-
men hat die Regelungsdichte seither nicht. Im Gegenteil: Das „Netz von Vor-
schriften“ scheint sich – insbesondere auf europäischer Ebene – zunehmend 
zu verdichten. Hat ein Rechtsstreit eine geographische Herkunftsangabe zum 
Streitgegenstand, ist meist eine ganze Bandbreite europäischer sowie nationa-
ler Vorschriften zu beachten. Dies gilt in besonderem Maße für die Verwen-
dung (potentiell) irreführender geographischer Herkunftsangaben. 

Während das Reichsgericht die irreführende Verwendung geographischer 
Angaben nur unter Maßgabe des Lauterkeitsrechts zu beurteilen hatte (§ 1 
UWG 18962 bzw. § 3 UWG 19093),4 wurden solche Verwendungen später 
auch Regelungsgegenstand spezieller lebensmittelrechtlicher Irreführungs-
vorschriften (§ 4 Nr. 3 LMG5, später § 17 Abs. 1 LMBG6, dann § 11 Abs. 1 
LFGB7). Mit Inkrafttreten des MarkenG8 kam im Jahr 1995 die Irreführungs-
klausel des § 127 Abs. 1 MarkenG hinzu. In jüngerer Zeit wurde der Irrefüh-
rungsschutz vermehrt durch europäische Vorschriften erweitert.9 Als beson-

                                                             
1 Gloy, FS Piper, S. 543, 553. 
2 Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 (RGBl. 

S. 145). 
3 Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 (RGBl. I S. 499). 
4 Weitere Irreführungsvorschriften fanden sich zwar in den §§ 15 f. WBG (Gesetz zum 

Schutz der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 [RGBl. S. 441]). Diese regelten den 
Irreführungsschutz aber nur fragmentarisch für den Bereich der Warenzeichen. 

5 Lebensmittelgesetz vom 17. Januar 1936 (RGBl. I S. 17). 
6 Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mit-

teln und sonstigen Bedarfsgegenständen vom 9. September 1997 (BGBl. I S. 2296). 
7 Lebensmittel-, Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch vom 22. August 2011 

(BGBl. I S. 1770). 
8 Gesetz über den Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen (Markengesetz – 

MarkenG) vom 25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3082). 
9 Z.B. Art. 13 Abs. 1 lit. d Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parla-

ments und des Rates über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel vom 
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ders praxisbedeutsam hat sich hierbei die Irreführungsklausel des Art. 7 
Abs. 1 lit. a VO (EU) 1169/2011 (Lebensmittelinformationsverordnung, 
LMIV)10 erwiesen. 

Auffällig oft finden die vorgenannten Vorschriften nebeneinander Anwen-
dung. Die parallele Rechtsanwendung allein überrascht kaum, verbindet die 
Vorschriften doch offensichtlich ein ähnlicher Regelungsgegenstand. Umso 
erstaunlicher erscheint indessen die Tatsache, dass die besagten Irreführungs-
vorschriften häufig auch inhaltlich kongruent abgehandelt werden. Nicht 
selten finden sich im Rahmen gerichtlicher Entscheidungen kaum normspezi-
fische, dafür aber pauschale Darstellungen zur Tatbestandsmäßigkeit irrefüh-
render Praktiken. Beispielhaft sei auf drei jüngere Entscheidungen verwiesen: 
In Sachen „Erzincan“ differenzierte das OLG Karlsruhe hinsichtlich der tat-
bestandlichen Anforderungen des § 127 Abs. 1 MarkenG und des § 5 Abs. 1 
S. 2 Nr. 1 UWG nicht und begründete sein Vorgehen mit dem Hinweis, dass 
sich bzgl. der Vorschriften „kein relevanter Unterschied“ ergebe.11 Bemer-
kenswert fiel auch die entsprechende Begründung des OLG Stuttgart in Sa-
chen „Mark Brandenburg“ aus: 

„Eine vertiefte und insbesondere eingehende Auseinandersetzung mit den von den Betei-
ligten behandelten Anspruchsgrundlagen [§ 127 Abs. 1 MarkenG, § 5 UWG und § 4 Nr. 11 
UWG a.F. i.V.m. § 11 Abs. 1 Nr. 1 LFGB, Anm. d. Verf.] ist vorliegend nicht geboten, 
weil diese einheitlich das im Kern identische Verbot der (relevanten) Irreführung über eine 
Produktherkunft betreffen [...].“12 

Zuletzt bekräftigt das OLG Celle in Sachen „Heidekrone“, dass die dort ge-
machten Ausführungen zur lebensmittelrechtlichen Irreführung für die Irre-
führungstatbestände des § 5 UWG und des § 127 MarkenG „entsprechend 

                                                             
21. November 2012 (ABl. L343/1) oder Art. 103 Abs. 2 lit. d Verordnung (EU) Nr. 
1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine 
gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 
1234/2007 (ABl. L 347/671). 

10 Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlamentes und des Rates betref-
fend die Information der Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 
90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 
2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG und 
2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission vom 
25. Oktober 2011 (ABl. L 304/18). 

11 OLG Karlsruhe, Urteil vom 23. Januar 2013, 6 U 38/12, GRUR-RR 2013, 327, 329 – 
Erzincan. 

12 OLG Stuttgart, Urteil vom 4. Juli 2013, 2 U 157/12, GRUR-RR 2014, 251, 253 – 
Mark Brandenburg. 
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gelten“13. Offenbar findet die Rechtsprechung ihren Weg aus dem „Irrgarten 
rechtlicher Normen“ in einer nivellierenden Rechtsanwendung 
und -auslegung der verschiedenen Irreführungsklauseln. 

Angesichts solcher Urteile stellt sich die Frage, ob und inwieweit die 
Rechtspraxis mit mutmaßlichen Abweichungen in der Zweckausrichtung zu 
vereinbaren ist. Denn trotz ähnlicher Regelungsgegenstände finden sich die 
einzelnen Vorschriften in Regelungsrahmen, die von grundlegend differenten 
Zielrichtungen geprägt sind und sich insoweit als ungleichartig darstellen. 
Ein schutzzweckspezifischer Gleichlauf der Vorschriften erscheint zweifel-
haft. Die nachfolgende Untersuchung ist daher maßgeblich von der Frage 
geleitet, ob nicht auf Grundlage dogmatischer, insbesondere zweckspezifi-
scher Unterschiede eine differenzierende und systematisierende Anwendung 
und Auslegung der Vorschriften angezeigt wäre. Um bei Gloys’ Metaphorik 
zu bleiben: Kann nicht allein eine entsprechende Auslegung und Anwendung 
den Weg aus dem „Irrgarten rechtlicher Normen“ weisen? 

Eine trennscharfe dogmatische und zweckspezifische Einordnung soll die 
Grundlage der nachfolgenden Abhandlung bilden. Auf dieser Grundlage wird 
es zu einer Untersuchung einzelner Irreführungstatbestände kommen. Diese 
Untersuchung wird sich nicht in einer zweckbezogenen Auslegung erschöp-
fen. Vielmehr soll es zu einer umfassenden Analyse der jeweiligen Anwen-
dungsbereiche, Tatbestandsmerkmale und Rechtsfolgen kommen. Diese Ana-
lyse wiederum wird Ausgangspunkt eines umfassenden Vergleichs der Nor-
men sein. Ziel der ersten sechs Kapitel dieser Arbeit ist indes nicht nur die 
Auslegung und Darstellung der Normen sowie deren Gegenüberstellung in 
einem sich anschließenden Vergleich. Vielmehr sollen darüber hinaus auf 
Tatbestandsebene auch normspezifische Problem- bzw. Kritikpunkte erörtert 
werden. Diese Problem- bzw. Kritikpunkte bilden sodann den Anknüpfungs-
punkt der Kapitel 7 und 8 dieser Arbeit. In diesen sollen die ermittelten An-
griffspunkte in Impulse zur Neuausrichtung des geographischen Irreführungs-
schutzes überführt werden. Die nachfolgende Abhandlung orientiert sich 
somit im Wesentlichen an zwei Zielstellungen: Zum einen sollen Unterschie-
de und Gemeinsamkeiten der im geographischen Irreführungsschutz verbun-
denen Vorschriften und die sich hieraus ergebenden tatbestandlichen Wei-
chenstellungen herausgearbeitet werden. Zum anderen gilt es, für die sich 
hierbei ergebenden Problempunkte Lösungswege aufzuzeigen. 

                                                             
13 OLG Celle, Urteil vom 24. November 2016, 13 U 130/16, WRP 2017, 219, 221 

Rn. 38 – Heidekrone. 
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B. Thematischer Kontext 
B. Thematischer Kontext 
Die vorliegende Arbeit ist mit dem Titel „Geographischer Irreführungs-
schutz“ überschrieben, einem Begriff, der sich in Rechtsprechung und Litera-
tur bislang nicht findet. „Geographischer Irreführungsschutz“ soll keine fest-
stehende Kategorie eines gesetzlichen Rechtsschutzes beschreiben. In der 
nachfolgenden Untersuchung bezeichnet der Begriff eine Reihe von gesetzli-
chen Regelungen, welche nicht nur aufgrund ihres Wortlauts Anwendungs-
überschneidungen vermuten lassen, sondern auch in der Rechtspraxis bereits 
wiederholt nebeneinander angewendet wurden. 

Bevor sich dem eigentlichen Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit ge-
widmet werden kann, muss es zu einer begrifflichen Eingrenzung kommen. 
Sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene existieren Vorschrif-
ten zur Kennzeichnung von Waren und Dienstleistungen14 mit einem Her-
kunftshinweis. Das Unionsrecht befasst sich mit solchen Angaben in dreierlei 
Hinsicht: 

Es finden sich erstens Regelungen zur obligatorischen Herkunftskenn-
zeichnung. Diese lassen sich wiederum in „vertikale“ und „horizontale“ Vor-
schriften einteilen.15 Unter „vertikalen“ Vorschriften verstehen sich Regelun-
gen, die eine Kennzeichnungspflicht nur für bestimmte Produkte vorsehen. 
Solche existieren etwa für Honig16, Eier17, Obst und Gemüse18, Fisch19, Oli-
venöl 20  sowie diverse Fleischsorten 21 . Unter „horizontalen“ Vorschriften 

                                                             
14 Synonym zu „Waren und Dienstleistungen“ wird im Folgenden der Terminus „Pro-

dukte“ verwendet. 
15 Vgl. zu dieser insbesondere im Lebensmittelrecht geläufigen Differenzierung die Er-

wägungsgründe 4 und 5 der Richtlinie 2000/13/EG vom 20. März 2000 über die Etikettie-
rung und Aufmachung von Lebensmitteln sowie die Werbung hierfür (EtikettierungsRL) 
(ABl. L 109/29). 

16 Richtlinie 2001/110/EG des Rates vom 20. Dezember 2001 über Honig (ABl. L 
10/47), umgesetzt in der Bundesrepublik Deutschland durch die Honigverordnung (Ho-
nigV) vom 16. Januar 2004 (BGBl. I S. 92). 

17 Verordnung (EG) Nr. 589/2008 der Kommission mit Durchführungsbestimmungen 
zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Vermarktungsnormen für 
Eier vom 23. Juni 2008 (ABl. L 163/6). 

18 Verordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission mit Durchführungsbestimmungen 
zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse vom 7. Juni 2011 (ABl. L 157/1). 

19 Verordnung (EU) Nr. 404/2011 der Kommission mit Durchführungsbestimmungen 
zu der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der gemeinsamen 
Fischereipolitik vom 8. April 2011 (ABl. L112/1). 

20 Verordnung (EU) Nr. 29/2012 der Kommission mit Vermarktungsvorschriften für 
Olivenöl vom 13. Januar 2012 (ABl. L 12/14). 
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lassen sich Regelungen zusammenfassen, die unabhängig von der Zugehörig-
keit zu einer bestimmten Produktart oder -gattung greifen. So besteht die 
Pflicht zur Angabe der (Non-)EU-Herkunft für alle Lebensmittel, die mit dem 
„Logo der Europäischen Union für ökologische/biologische Produktion“ 
gekennzeichnet sind.22 Für alle Lebensmittel gelten auch die Art. 26 Abs. 2 
und 3 LMIV, welche für bestimmte Fälle eine verpflichtende Angabe des 
„Ursprungslands“ oder des „Herkunftsorts“ vorsehen. 

Zweitens findet sich im EU-Recht mit der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 
ein Regelungsrahmen zum Registerschutz sogenannter „Ursprungsbezeich-
nungen“ und „geografischer Angaben“ für Lebensmittel. Nahezu identische 
Schutzsysteme für entsprechende Angaben für Wein bzw. Spirituosen halten 
die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 23  bzw. die Verordnung (EG) Nr. 
110/200824 bereit. 

Weiterhin existieren drittens auch gemeinschaftsrechtliche Tatbestände, 
welche eine Irreführung durch Angaben zur „geographischen Herkunft“ ver-
bieten. Zu nennen sind etwa Art. 6 Abs. 1 lit. b Richtlinie 2005/29/EG (UGP-
RL)25 und Art. 3 lit. a Richtlinie 2006/114/EG (Irreführungs-RL)26. Explizit 

                                                             
21 Für Rindfleisch: Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Regist-
rierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnis-
sen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L 204/1); für 
Schweine-, Schaf-, Ziegen- und Geflügelfleisch: Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 1337/2013 der Kommission mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 
Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Angabe des 
Ursprungslandes bzw. Herkunftsortes von frischem, gekühltem oder gefrorenem Schwei-
ne-, Schaf-, Ziegen- und Geflügelfleisch vom 13. Dezember 2013 (ABl. L 335/19). 

22 Art. 24 Abs. 1 lit. c Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologi-
sche/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Er-
zeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vom 28. Juni 2007 
(ABl. L 189/1). 

23 Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (Abl. L 347/671). 

24 Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Januar 2008 zur Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Etikettierung 
von Spirituosen sowie zum Schutz geografischer Angaben für Spirituosen und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 (Abl. L 039/16). 

25 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über unlautere 
Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und 
Verbrauchern und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 
97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2005 (Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken) (ABl. L 149/22). 
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für den Lebensmittelbereich verbietet Art. 7 LMIV eine Irreführung in Bezug 
auf das „Ursprungsland“ oder den „Herkunftsort“. 

Im nationalen Recht finden sich zudem die Umsetzungs- bzw. Verwei-
sungsnormen zu den vorgenannten EU-Vorschriften: Als lebensmittelrechtli-
che27 Irreführungsvorschrift verweist § 11 LFGB28 auf die Regelungen des 
Art. 7 LMIV. Art. 6 Abs. 1 lit. b UGP-RL und Art. 3 lit. a Irreführungs-RL 
werden umgesetzt in § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 UWG. Ergänzungen zum europäi-
schen Registerschutz – insbesondere prozessrechtlicher Art – finden sich in 
den §§ 130 ff. MarkenG. Darüber hinaus hält das nationale Markenrecht mit 
den §§ 126 ff. MarkenG einen Regelungsabschnitt zum Schutz „geographi-
scher Herkunftsangaben“ bereit. 

Unter den Terminus „geographischer Irreführungsschutz“ lassen sich Vor-
schriften fassen, welche die Verwendung eines Herkunftshinweises unter dem 
Gesichtspunkt der „Irreführung“ reglementieren. Hierzu zählen nach vorste-
hender Einteilung nicht nur die europäischen Vorschriften der dritten Katego-
rie sowie deren nationale Umsetzungs- und Verweisungsnormen, sondern 
auch einzelne Vorschriften aus den erstbenannten Kategorien sowie genuin 
nationale Vorschriften. Zur Regelungsmaterie des geographischen Irrefüh-
rungsschutzes zählen etwa Art. 6 Abs. 1 lit. b UGP-RL (in Verbindung mit 
Art. 3 lit. a Irreführungs-RL), Art. 13 Abs. 1 lit. d VO (EU) Nr. 1151/2012, 
Art. 103 Abs. 2 lit. d VO (EU) 1308/2013, Art. 16 lit. c VO (EG) 
Nr. 110/2008, Art. 7 LMIV, § 11 LFGB, § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 UWG und 
§ 127 Abs. 1 MarkenG. 

Gemein ist diesen Vorschriften, dass sie mittelbar oder unmittelbar die 
Verwendung einer Angabe unter dem Gesichtspunkt irreführender Wirkung 
untersagen, sofern diese die Herkunft des hiermit bezeichneten Produktes 
betrifft. Gewisse Abweichungen ergeben sich jedoch hinsichtlich der norm-
spezifischen Begriffsbedeutung von „Irreführungsschutz“. Anders als dieses 
Kompositum vermuten ließe, muss damit nicht zwingend ein Schutz vor Irre-
führung gemeint sein. Im Rahmen dieser Arbeit steht der Begriff vielmehr für 
zwei differente Schutzausrichtungen, die sich insbesondere hinsichtlich der 
Funktion des Irreführungsmerkmals unterscheiden: einerseits ein Schutz vor 
Irreführung durch Herkunftshinweise, andererseits ein Schutz von Her-

                                                             
26 Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über irreführen-

de und vergleichende Werbung vom 12. Dezember 2006 (ABl. L 376/21). 
27 Zur Definition des Begriffs „Lebensmittelrecht“ vgl. Art. 3 Nr. 1 Verordnung (EG) 

Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festle-
gung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errich-
tung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfah-
ren zur Lebensmittelsicherheit (Abl. L 31/1). 

28 Lebensmittel-, Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch vom 3. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1426). 
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kunftshinweisen mittels eines Irreführungskriteriums.29 Auf der Grundlage 
dieser Unterscheidung lässt sich der geographische Irreführungsschutz wei-
tergehend kategorisieren. Während Vorschriften mit einer Schutzausrichtung 
in erstgenanntem Sinne einen herkunftsbezogenen Irreführungsschutz verfol-
gen, ist eine Schutzausrichtung in letztgenanntem Sinne auf einen irrefüh-
rungsbezogenen Herkunftsschutz gerichtet. 

C. Gegenstand der Untersuchung 
C. Gegenstand der Untersuchung 
Mit Bezeichnungen wie „geographische Angabe“, „Ursprungsbezeich-
nung“30, „geographische Herkunftsangabe“31, „geographische Herkunft“32, 
„Ursprungsland“ und „Herkunftsort“33 finden sich eine Vielzahl gesetzlicher 
Bezeichnungen für die vom geographischen Irreführungsschutz umfassten 
Angaben. Alle beschreiben die „Beziehung“ einer Ware bzw. Dienstleistung 
zu einem geographisch definierten Gebiet (Herkunftshinweis).34 Der Begriff 
der Irreführung findet sich in allen diesen Vorschriften, wenngleich in abwei-
chender Formulierung. Die vorbeschriebenen Wortlautüberschneidungen 
führen zu der Frage, inwieweit sich der Anwendungsbereich der Normen 
deckt und worin die Unterschiede liegen, die eine Mehrfachregelung rechtfer-
tigen. Der nachfolgenden Untersuchung liegt die Hypothese zugrunde, dass 
die Mehrfachregelung mit einer Ungleichartigkeit der Teilrechtsgebiete zu-
sammenhängt, denen die einzelnen Vorschriften entstammen. So bestehen 
mitunter wesentliche Unterschiede in der Zweckausrichtung der kennzeichen-
, lauterkeits- und lebensmittelrechtlichen Vorschriften, was, wie dargelegt, 
für Abweichungen im Rahmen der Normanwendung und -auslegung spricht. 
Für die nachfolgende Untersuchung werden drei der vorgenannten Vorschrif-
ten des geographischen Irreführungsschutzes herausgegriffen. Diese lassen 
im Hinblick auf die ihnen übergeordneten Rechtsgebiete (Lauterkeits-, Wett-
bewerbs- und Lebensmittelrecht) erhebliche Zweckdifferenzen vermuten und 
präsentieren sich auch darüber hinaus als in besonderem Maße heterogen. Für 
die Verifizierung der vorgenannten Hypothese erscheinen sie daher besonders 
geeignet: 

                                                             
29 Ähnlich differenzierend Lindacher, FS Müller-Graff, S. 650; vgl. auch Omsels, WRP 

2006, 434, 442. 
30 Bezeichnungen nach VO (EU) 1151/2012, definiert in deren Art. 5 Abs. 1 und 2. 
31 Bezeichnung nach §§ 126 ff. MarkenG. 
32 Bezeichnung nach Art. 6 Abs. 1 lit. b UGP-Richtlinie sowie § 5 Abs. 1 lit. a UWG. 
33 Bezeichnung nach Art. 7 Abs. 1 lit. a LMIV. 
34 Soweit nicht eine Bezeichnung im Sinne einer spezifischen Irreführungsvorschrift 

gemeint ist, wird unter Zugrundelegung dieser Definition im Folgenden der Terminus 
„Herkunftshinweis“ als Oberbegriff verwendet. 
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Mit § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 UWG hat der deutsche Gesetzgeber den geogra-
phischen Irreführungsschutz des europäischen Lauterkeitsrechts (UGP- und 
Irreführungs-RL) umgesetzt. Es handelt sich um eine nationale Vorschrift in 
einem vollharmonisierten Bereich des Wettbewerbsrechts, die folgerichtig 
stark europarechtlich durchdrungen ist. In ihr spiegeln sich die Vorgaben und 
Wertungen des europäischen Lauterkeitsrechts. 

§ 127 Abs. 1 MarkenG regelt hingegen den geographischen Irreführungs-
schutz in einem kennzeichenrechtlichen Regelungsrahmen des nationalen 
Rechts. Im Gegensatz zum Lauterkeitsrecht fällt das nationale Kennzeichen-
recht nicht in einen vollharmonisierten Bereich. Die Vorschrift ist weder 
Umsetzungs- noch Verweisungsnorm und damit die einzige der vorgenannten 
Vorschriften, die weitestgehend losgelöst vom Gemeinschaftsrecht Anwen-
dung findet. 

Art. 7 Abs. 1 lit. a LMIV repräsentiert den geographischen Irreführungs-
schutz in einer den produktspezifischen Wertungen unterliegenden Rege-
lungsmaterie: der Vermarktung von Lebensmitteln. Das lebensmittelspezifi-
sche Recht eignet sich in besonderem Maße als Untersuchungsgegenstand, da 
Herkunftshinweise überwiegend zur Bezeichnung von Lebensmitteln ver-
wendet werden35 und deren Verwendung damit regelmäßig auch in den An-
wendungsbereich des Lebensmittelrechts fällt. 

Neben besagter Heterogenität zeichnen sich diese Vorschriften auch durch 
eine besondere Praxisrelevanz aus. So sind es gerade die vorgenannten Vor-
schriften, die in Fällen potentieller Irreführung – regelmäßig gemeinsam – 
von der Rechtsprechung behandelt werden.36  

Im Gegensatz zu den Irreführungsvorschriften des europäischen Register-
rechts37 finden die benannten Vorschriften nicht nur auf die überschaubare 
Anzahl registrierter geographischer Angaben Anwendung, sondern grund-
sätzlich auf sämtliche Herkunftshinweise. Von einer umfassenden Untersu-
chung der Vorschriften des europäischen Registerschutzes wird im Folgenden 
daher abgesehen. Gleichwohl werden auch diese stellenweise im Fokus der 
Untersuchung stehen müssen, so insbesondere im Zusammenhang mit der 
Normenkonkurrenz. 

                                                             
35 Vgl. Omsels, Geografische Herkunftsangaben, Rn. 1; Schröter, Der Schutz geografi-

scher Herkunftsangaben, S. 25 f.; Schricker, GRUR Int. 1982, 515, 520. 
36 Exemplarisch für die Häufigkeit von Rechtsstreitigkeiten allein in jüngerer Vergan-

genheit: LG Magdeburg, Urteil vom 4. Mai 2016, 36 O 103/5, BeckRS 2016, 106051; 
OLG München, Urteil vom 17. März 2016, 29 U 2878/15, GRUR-RR 2016, 270 – Kloster-
seer; noch unter Anwendung des § 11 LFGB a.F. LG Stuttgart, Urteil vom 31. Januar 
2014, 41 O 49/13 KfH, BeckRS 2014, 06882; OLG Stuttgart, Urteil vom 4. Juli 2013, 2 U 
157/12, GRUR-RR 2014, 251 – Mark Brandenburg. 

37 Gemeint sind die Vorschriften der VO (EU) Nr. 1151/2012. 
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D. Stand der Forschung 
D. Stand der Forschung 
Normvergleichende Monographien zu Irreführungsvorschriften, insbesondere 
solche zum geographischen Irreführungsschutz finden sich nur wenige. Jörg 
Kahler widmet sich dem Verhältnis der §§ 126 ff. MarkenG zu den §§ 1, 3 
UWG a.F. in einer Arbeit aus dem Jahr 200238, wobei der Irreführungsschutz 
dort nur als Teilaspekt der Schutzsysteme beleuchtet wird. In einer jüngeren 
Arbeit behandelt Stefan Jonas Schröter den Schutz geographischer Her-
kunftsangaben im Lauterkeitsrecht und Kennzeichenrecht sowohl in Deutsch-
land als auch in der Schweiz.39 Wiederum wird der Irreführungsschutz nur als 
ein Untersuchungsgegenstand von mehreren behandelt. Zudem liegt der Fo-
kus der Arbeit auf einem Vergleich des deutschen und des schweizerischen 
Rechtssystems, nicht auf einem Vergleich der für die deutsche Jurisdiktion 
relevanten Vorschriften. Jüngst erschienen ist zudem die Abhandlung von 
Nina Grumbrecht, die sich insbesondere mit dem markengesetzlichen Schutz 
geographischer Herkunftsangaben auseinandersetzt und diesen in Abgren-
zung zum UWG immaterialgüterrechtlich verortet.40 

Die Unterschiede zwischen lauterkeitsrechtlichem und kennzeichenrechtli-
chem Irreführungsschutz behandeln auch einige Aufsätze und Festschriften-
beiträge. So beschäftigt sich Karl-Heinz Fezer mit der Rechtsnatur geogra-
phischer Herkunftsangaben und den dogmatischen Unterschieden zwischen 
markengesetzlichem und lauterkeitsrechtlichem Schutzsystem.41 Zu nennen 
ist insbesondere auch der Beitrag von Walter F. Lindacher in der Festschrift 
für Peter-Christian Müller-Graff, der sich unter anderem den tatbestandlichen 
Unterschieden zwischen § 5 UWG und §§ 126 ff. MarkenG sowie deren 
Konkurrenzverhältnis widmet.42 Wolfgang Büscher erörtert auf Grundlage 
einer Qualifikation der §§ 126 ff. MarkenG als Gegenstand des gewerblichen 
und kommerziellen Eigentums entscheidende Unterschiede auf Tatbestands-
ebene.43 Auch der Verfasser beschäftigte sich bereits mit den dogmatischen 
und zweckspezifischen Differenzen zwischen § 127 Abs. 1 MarkenG und § 5 
UWG sowie den sich hieraus ergebenden tatbestandlichen Konsequenzen.44  

Das Verhältnis der lebensmittelrechtlichen Irreführungsklausel zu jener 
des MarkenG bzw. des UWG fand im Schrifttum bislang kaum Beachtung. 
Allein Michael Loschelder behandelt die drei vorgenannten Vorschriften und 

                                                             
38 Kahler, Die geographischen Herkunftsangaben an der Schnittstelle zwischen Marken-

recht und Wettbewerbsrecht. 
39 Schröter, Der Schutz geografischer Herkunftsangaben. 
40 Grumbrecht, Die geografische Herkunftsangabe als Immaterialgut. 
41 Fezer, FS Helm, S. 151. 
42 Lindacher, FS Müller-Graff, S. 649. 
43 Büscher, GRUR Int. 2008, 977. 
44 Kiefer, WRP 2016, 1458. 
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deren Verhältnis in einem Beitrag aus dem Jahr 2016.45 Er widmet sich pri-
mär dem Verhältnis von Art. 7 LMIV zum unionsrechtlichen Registerschutz 
geographischer Herkunftsangaben und beschäftigt sich nur am Rande mit 
dem Verhältnis von Art. 7 LMIV zum nationalen Irreführungsschutz. 

Zur noch jungen LMIV finden sich bislang nur wenige umfassende Ab-
handlungen. Die Monographie von Julia Böhm setzt sich mit der obligatori-
schen Herkunftskennzeichnung der LMIV auseinander und beleuchtet im 
Zuge dessen auch den lebensmittelrechtlichen Irreführungsbegriff. Hierbei 
konzentriert sich die Autorin jedoch weitgehend auf Art. 26 LMIV.46 Eine 
Auseinandersetzung mit der Irreführungsklausel des Art. 7 LMIV findet sich 
in der jüngst erschienenen Dissertation von Benjamin Kühl,47 in welcher es 
im Wesentlichen jedoch bei einer Darstellung der Kriterien zur Auslegung 
des lebensmittelrechtlichen Irrfführungsbegriffs bleibt. 

Dem Irreführungsbegriff und der leitbildorientierten Bestimmung der Ver-
kehrsauffassung wurde sich bereits in unzähligen Erscheinungen gewidmet. 
Insbesondere in der Aufsatzliteratur finden sich zahlreiche Beiträge zu diesen 
Themengebieten. Als für den Schwerpunkt dieser Arbeit besonders relevant 
seien die Beiträge von Hermann-Josef Omsels48, Olaf Sosnitza49 und Anja 
Steinbeck50 genannt. 

Eine Querschnittsanalyse der drei vorgenannten Irreführungsvorschriften 
findet sich bislang nicht. Obwohl die dogmatischen und zweckspezifischen 
Unterschiede zwischen §§ 126 ff. MarkenG und § 5 UWG bereits Inhalt eini-
ger Erscheinungen waren, fehlt es bislang an einer abschließenden Untersu-
chung der sich hieraus ergebenden tatbestandlichen Konsequenzen.51 Auch zu 
einer Kontextualisierung der normspezifischen Differenzen mit der ermitt-
lungsmethodischen Dimension des Irreführungsbegriffs ist es bislang nicht 
gekommen. 

                                                             
45 Loschelder, GRUR 2016, 339. 
46 Böhm, Die verpflichtende Herkunftskennzeichnung. 
47 Kühl, Staatlich finanzierte Bewertungsportale Privater. 
48 Omsels, GRUR 2005, 548. 
49 Sosnitza, GRUR 2007, 462; ders., ZLR 2012, 258; ders., ZLR 2014, 137; ders., WRP 

2014, 1136, 1137 
50 Steinbeck, ZLR 2014, 302. 
51 Eine ansatzweise umfassende Untersuchung liefert allein Grumbrecht (Die geografi-

sche Herkunftsangabe als Immaterialgut), die jedoch bestimmte tatbestandsrelevante As-
pekte völlig außen vor lässt (Interessenabwägung, entlokalisierende Zusätze). Zudem 
erfolgt die Untersuchung ausschließlich aus der Perspektive des MarkenG. Eine gegen-
überstellende Untersuchung des § 5 UWG fehlt. Auf das lebensmittelrechtliche Irrefüh-
rungsverbot wird nicht eingegangen. 
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